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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
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Mitteilung des Senats vom 25. Oktober 2016

Gesetz  zu  dem  Staatsvertrag  zwischen  der  Freien  Hansestadt  Bremen  und  dem
Land  Niedersachsen  über  die  Fortführung  des  Förderfonds  in  der  Metropolregion
Bremen–Oldenburg im Nordwesten e. V.

Der Senat bittet die Bürgerschaft (Landtag) um Zustimmung zum Staatsvertrag zwi-
schen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen über die Fort-
führung des Förderfonds in der Metropolregion Bremen–Oldenburg im Nordwesten
e. V. als Gesetz.

Mit dem Vertrag wird die Festigung und langfristige Verstetigung der gemeinsamen
länderübergreifenden Initiative Metropolregion Nordwest beabsichtigt. Dieser er-
möglicht die langfristige Sicherung des Instruments Förderfonds. Es wird für den
Förderfonds eine haushalterisch belastbare Basis geschaffen. Dadurch hat die Pro-
jektarbeit der Metropolregion Nordwest eine verlässliche und planbare Grundlage.

Der Staatsvertrag wurde auf der gemeinsamen Kabinettssitzung der Länder Bremen
und Niedersachsen am 6. September 2016 unterschrieben und soll am 5. Dezember
2016 auf der Jubiläumsveranstaltung zehn Jahre Metropolregion Bremen–Oldenburg
im Nordwesten im Bremer Rathaus an Niedersachsen ausgefertigt und überreicht
werden. Daher wird um dringliche Behandlung im November 2016 in erster und
zweiter Lesung gebeten.

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen
und dem Land Niedersachsen über die Fortführung des Förderfonds

in der Metropolregion Bremen–Oldenburg im Nordwesten e. V.

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) beschlos-
sene Gesetz:

Artikel 1

Dem  am  6.  September  2016  unterzeichneten  Staatsvertrag  zwischen  der  Freien
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen über die Fortführung des För-
derfonds in der Metropolregion Bremen–Oldenburg im Nordwesten e. V. wird zu-
gestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Absatz 1 Satz 3 in Kraft
tritt, ist im Gesetzblatt der Freien Hansestadt bekannt zu geben.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Anlass und Ziel des Staatsvertrags und des Gesetzes

Die Niedersächsische Landesregierung und der Senat der Freien Hanse-
stadt Bremen haben sich in der gemeinsamen Kabinettssitzung am 21. Feb-
ruar 2012 mit der Entwicklung der regionalen Zusammenarbeit in der Metro-
polregion Bremen–Oldenburg im Nordwesten e. V.  (im Folgenden: Metro-
polregion Nordwest) befasst. Es bestand Einigkeit darin, die positiven Er-
fahrungen aus der Zusammenarbeit als Anstoß zur Fortführung der strate-
gischen Ausrichtung der Metropolregion Nordwest zu nehmen.

Der Förderfonds der Länder Bremen und Niedersachsen für die Metropol-
region,  der  von  beiden  Ländern  zu  gleichen  Teilen  unterhalten  wird,  ist
das  zentrale  Element  zur  Umsetzung  der  strategischen  Ausrichtung.  Mit
dem  Förderfonds  werden  nach  Maßgabe  des  Handlungsrahmens  und  der
Schwerpunktthemen Projekte finanziert, die dazu beitragen, die Entwick-
lung des Gesamtraums im Sinne der gemeinsamen Ziele voranzubringen.

Während der gemeinsamen Sitzung der Niedersächsischen Landesregie-
rung und des Senats der Freien Hansestadt Bremen am 10. Februar 2015
haben diese den Beschluss gefasst, zur Festigung und langfristigen Ver-
stetigung der gemeinsamen länderübergreifenden Initiative der Metropol-
region Nordwest einen Staatsvertrag zu schließen. Dieser ermöglicht die
langfristige Sicherung des Instruments Förderfonds. In der gemeinsamen
Sitzung der Niedersächsischen Landesregierung und des Senats der Freien
Hansestadt Bremen am 6. September 2016 haben Ministerpräsident Weil
und  Bürgermeister  Dr.  Sieling  den  Vertragsentwurf  unterzeichnet.  Der
Staatsvertrag bedarf der Umsetzung durch ein Zustimmungsgesetz.

II. Auswirkungen auf andere Bereiche

Nachteilige Auswirkungen auf die Verwirklichung der Gleichstellung von
Männern und Frauen sind nicht zu erwarten.

III. Voraussichtliche Kosten und haushaltsmäßige Auswirkungen

Das Land Bremen verpflichtet sich, sich an dem gemeinsamen Förderfonds
mit jährlich 260 000 ‡ zu beteiligen. Eine Kündigung ist zum Ablauf des
übernächsten Jahres, das auf die Kündigung folgt, möglich.

Die Finanzierung der Geschäftsstelle der Metropolregion ist vom Staatsver-
trag nicht berührt.

B. Besonderer Teil

I. Zum Zustimmungsgesetz

Zu Artikel 1

Mit Artikel 1 wird dem beigefügten Staatsvertrag zwischen der Freien Han-
sestadt Bremen und dem Land Niedersachsen über die Fortführung des
Förderfonds  in  der  Metropolregion  Bremen–Oldenburg  im  Nordwesten
e. V. zugestimmt. Gleichzeitig wird der Staatsvertrag veröffentlicht und die
Bekanntmachung des Inkrafttretens geregelt.

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

II. Zum Staatsvertrag

Zur Präambel

Der Text der Präambel nimmt in den Absätzen 1 und 2 auf die historische
Entwicklung und die Ziele der Metropolregion Nordwest unter besonderer
Berücksichtigung der Zusammenarbeit im stadtregionalen Verflechtungs-
bereich der Länder Bezug. Die Absicht der Niedersächsischen Landesre-
gierung und des Senats der Freien Hansestadt Bremen, die Metropolregion
Nordwest weiterhin in ihrer Handlungsfähigkeit zu stärken, wird heraus-
gestellt.
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Die  Absätze  3  und  4  weisen  auf   den  eigentlichen  Regelungszweck  des
Staatsvertrags hin. Dieser soll der verlässlichen und planbaren Ausstattung
des Förderfonds der Metropolregion Nordwest dienen.

Zu Artikel 1

Die Zusammenarbeit der heutigen Metropolregion Nordwest fußt auf ei-
ner gemeinsamen Erklärung der Länder und einer gemeinsamen Erklä-
rung der Kommunen aus dem Jahr 2001. Grundlage dafür war die Regio-
nale Arbeitsgemeinschaft Bremen/Niedersachsen (RAG). Bei Vereinsgrün-
dung im Jahr 2006 wurde keine neue vertragliche Grundlage geschaffen.
Vielmehr wurden die bestehenden Erklärungen an die neue rechtliche Si-
tuation angepasst.

Mit der gemeinsamen Vereinbarung der Länder und Kommunen sowie dem
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems zu den Erklärungen aus
2001 und 2006 vom 25. März 2015 ist die strukturelle und organisatorische
Neuaufstellung der Metropolregion Nordwest im Vertragswerk umgesetzt
worden.

In der bestehenden Vertragslage haben sich die Länder zur Unterhaltung
eines  regional  bedeutsamen  Förderfonds  im  Rahmen  der  verfügbaren
Haushaltsmittel verpflichtet. Es ist in keiner der Vereinbarungen ein Betrag
festgeschrieben, der seitens der Länder alljährlich in den Förderfonds ein-
gebracht wird. Somit unterliegt der Ansatz für die Metropolregion Nord-
west haushaltsrechtlichen Einsparmaßnahmen der Länder. Es bestehen
Absprachen zwischen den beiden Ländern, dass der Beitrag der Länder für
einen regional bedeutsamen Förderfonds einen Betrag von je 260 000 ‡
jährlich nicht unterschreiten soll.

Absatz 1 schreibt nun den Betrag von je 260 000 ‡ jährlich fest.

Durch den Staatsvertrag erfolgt eine mittelfristige Sicherung der Haushalts-
mittel für den Förderfonds. Die Projektförderung aus Mitteln des Förderfonds
wird so dauerhaft auf eine verlässliche und planbare Grundlage gestellt.

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Staatsvertrags.
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